
Entwurf vorsieht, erscheint nicht zweckvoll, denn beide 
Begriffe überschneiden sich weitgehend. Zu den Perso­
nen der Zeitgeschichte (also der Gegenwart) gehören 
sicher auch die Personen des öffentlichen Lebens der 
Gegenwart, und umgekehrt sind Personen des öffent­
lichen Lebens der Gegenwart Personen der Zeit­
geschichte.
Mit einer Formulierung wie „Personen aller Bereiche 
des öffentlichen Lebens der Gegenwart“ käme klarer 
zum Ausdruck, daß sich die Freigabe der Verbreitung 
solcher Bildnisse nicht nur auf die Persönlichkeiten 
des politischen Geschehens beschränkt, sondern auch 
alle anderen Bereiche im Leben des Volkes,’ z. B. auch 
auf sportlichem Gebiet, umfaßt. Das in der Praxis der 
Bildnisveröffentlichung sehr wichtige sportliche Gebiet 
würde damit unter Buchst, a (Personen des öffentlichen 
Lebens) eingeordnet werden, nicht unter Buchst, b (Ver­
sammlungen, Demonstrationen und ä h n l i c h e  V o r ­
g ä n g e ) ,  wodurch die Verwendung lediglich zu 
Zwecken der Information der Öffentlichkeit sicher- 
gestellt ist.

Schadensersatzansprüche bei Verletzungen des 
Rechts am eigenen Bild

Wenn in der Entscheidung des Kreisgerichts beide Ver­
klagten verurteilt wurden, alle das Bildnis der Kläge­
rin enthaltenden Fotos, und zwar Negative, Abzüge, 
Vergrößerungen, Abdrucke, an den zuständigen 'Ge­
richtsvollzieher zu ihrer Vernichtung herauszugeben, 
so war dies nur auf Grund einer dahingehenden aus­
drücklichen gesetzlichen Vorschrift möglich (§ 37 KUG). 
Ein solcher Anspruch kann nicht aus dem Unter­
lassungsanspruch, auch nicht unter dem Gesichtspunkt 
einer Schadensersatzpflicht, abgeleitet werden. Nicht 
das Abgebildetwerderf-(Fotografiertwerden) bedarf der 
Einwilligung des Abgebildeten3. Der Einwilligung be­
darf lediglich das Verbreiten oder öffentlich Zur-Schau- 
Stellen einer Abbildung. Um in das Eigentumsrecht 
des Urhebers eines Bildnisses an diesem oder an den 
Abzügen, Vergrößerungen, Abdrucken eingreifen zu 
können, bedarf es daher einer besonderen Bestimmung. 
Andererseits ist ein Recht auf Herausgabe in den Fäl­
len, in denen der Urheber oder sein Rechtsnachfolger 
das Persönlichkeitsrecht des Abgebildeten durch unzu­
lässige Verbreitung verletzt haben, notwendig, um dem 
Abgebildeten über eine Verurteilung zur Unterlassung 
hinaus eine größtmögliche Sicherheit vor weiteren Ver­
letzungen zu gewähren. Bei der Ausgestaltung dieses 
Rechts auf Herausgabe sollte man nicht allzu zimper-

" So ist wenigstens die Rechtslage. Die Frage, ob diese noch 
unseren Anschauungen entspricht, soll hier nicht untersucht 
werden, weil die Regelung dieser Frage, wohl nicht in ein 
Urheberrechtsgesetz gehört.

lieh sein und etwa über einen Anspruch auf Vernich­
tung hinaus einen Anspruch auf Herausgabe nur Zug 
um Zug gegen eine angemessene Vergütung zugestehen 
(§ 38 KUG). Denn nachdem das Persönlichkeitsrecht 
des Abgebildeten verletzt worden ist, gleichgültig ob 
schuldhaft oder nicht, spielt bei der Wiedergut­
machung oder bei der Sicherung des Verletzten vor 
weiteren Verletzungen eine durch eine Herausgabe an 
den Verletzten für diesen eintretende mehr oder weni­
ger unbedeutende Bereicherung keine beachtliche Rolle.
Wenn über den Unterlassungsanspruch und einen Her­
ausgabeanspruch hinaus dem Verletzten bei s c h u l d ­
h a f t e m  Verstoß gegen sein Recht am eigenen Bild­
nis noch ein Schadensersatzanspruch zugebilligt wird, 
der sich nach den geltenden zivilrechtlichen Bestim­
mungen richtet, so ist ein so fundierter Anspruch eine 
recht platonische Angelegenheit. Denn dem Verletzten 
wird es kaum jemals gelingen, einen bestimmten 
V e r m ö g e n s  schaden nachzuweisen. Wegen eines 
Nachteils aber, der nicht in Vermögensschaden besteht, 
darf nach § 253 BGB dem Abgebildeten keine Ent­
schädigung in Geld gewährt werden.
Nun soll keinesfalls dem das Wort geredet werden, 
daß der Verletzte mit der Verbreitung oder Zur-Schau- 
Stellung seines Bildes ohne seine Einwilligung auf dem 
Umweg über einen Schadensersatzanspruch in Geld 
nun doch ein „Geschäft“ machen könnte. Legt man 
aber den Überlegungen über diese Frage den Fall des 
Kreisgerichts zugrunde, so ist nicht einzusehen, warum 
dem, der unter Verletzung des Persönlichkeitsrechts 
eines anderen Bürgers dessen Bildnis unzulässiger­
weise insbesondere zu kommerziellen Zwecken ver­
wendet hat, nicht eine G e l d z a h l u n g  an den Ver­
letzten unter den für die Verletzung der Gesundheit 
und bei Freiheitsentziehung geltenden Gesichtspunkten 
des § 847 BGB zugemutet werden soll. Hierdurch wird 
die erzieherische Wirkung gegenüber dem ungesetzlich 
Handelnden sicherlich verstärkt. Und wenn es anderer­
seits mit dem Persönlichkeitsrecht des Abgebildeten 
vereinbar ist, die Erteilung seiner Einwilligung zu 
einer Verbreitung oder öffentlichen Zur-Schau-Stellung 
seines Bildes von der Zahlung eines Entgelts abhängig 
zu machen, so ist nicht einzusehen, warum dem, dessen 
Bild unzulässigerweise zur gchau gestellt worden ist, 
neben dem nur für die Zukunft wirkenden Anspruch 
auf Unterlassung nicht auch für die bereits erfolgte 
Rechtsverletzung eine „billige“ Entschädigung in Geld 
zugebilligt werden sollte. Bei der Bemessung der Höhe 
würde dabei neben der Schwere der Beeinträchtigung 
des Verletzten der Grad des wirtschaftlichen Vorteils 
des Verpflichteten durch die bereits erfolgte Verwen­
dung des Bildnisses eine Rolle spielen müssen.
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Der Unterhaltsanspruch, der verlassenen Ehefrau
Die Gerichtsstatistik enthüllt ein eindrucksvolles Bei­
spiel dafür, wie sehr ein die Tendenz der ökonomischen 
und ideologischen Entwicklung der Gesellschaft richtig 
erfassendes Gesetz geeignet ist, diese Entwicklung vor­
anzutreiben: die Tatsache, daß es im Jahre 1960 in
84,7 % aller Scheidungsfälle nicht mehr erforderlich 
war, der geschiedenen Ehefrau — sei es durch Urteil, 
sei es durch Vergleichsbestätigung — eine Unterhalts­
forderung gegen den Mann zuzusprechen. In weiteren 
10,6 % der Fälle wurden durch Urteil oder Vergleich 
Unterhaltszahlungen für eine Übergangsperiode bis zu

zwei Jahren festgelegt, die aber in vielen Fällen nur 
wenige Monate betrug.
Als 1955 mit der EheVO eine grundsätzliche Abkehr 
von der bis dahin geltenden Regelung der Unterhalts­
beziehungen nach der Scheidung, mif dem Ziel voll­
zogen wurde, die Trennung der Ehegatten auch im 
ökonomischen Bereich durchzusetzen und die geschie­
dene Frau im Interesse und als Konsequenz ihrer 
realen Gleichberechtigung wirtschaftlich auf ihre 
eigenen Füße zu stellen, gab es nicht wenig Zweifel 
daran, ob der damalige Stand der Einbeziehung der
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